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Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Neuregelung der Absetzungen für Abnutzung bei Gebäuden 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- j 
rates das folgende Gesetz beschlossen: I 

Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
15. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1253), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Ein- 
kommensteuergesetzes vom 25. März 1964 {Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 217), wird wie folgt geändert: 

1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Ge- 
bäuden und sonstigen" gestrichen. 

b) Hinter Absatz 3 werden die folgenden Ab- 
sätze 4 und 5 eingefügt; 

„(4) Bei Gebäuden sind abweichend von 
Absatz 1 als Absetzung für Abnutzung die 
folgenden Beträge bis zur vollen Absetzung 
abzuziehen: 

1. bei Gebäuden, die nach dem 
31. Dezember 1924 fertiggestellt 
worden sind, 

jährlich 2 vom Hundert, | 

2. bei Gebäuden, die vor dem 1. Ja- 
nuar 1925 fertiggestellt worden 
sind, 

jährlich 2,5 vom Hundert 

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. 
Beträgt die tatsächliche Nutzungsdauer eines 
Gebäudes in den Fällen der Ziffer 1 weniger 
als 50 Jahre, in den Fällen der Ziffer 2 we- 
niger als 40 Jahre, so können an Stelle der 
Absetzungen nach Satz 1 die der tatsäch- 
lichen Nutzungsdauer entsprechenden Ab- 
setzungen für Abnutzung vorgenommen wer- 
den. Die Vorschrift des Absatzes 1 letzter 
Satz bleibt unberührt. 

(5) Bei Gebäuden, die nach dem 31. De- 
zember 1964 fertiggestellt worden sind, kann 
der Bauherr abweichend von Absatz 4 als 
Absetzung für Abnutzung die folgenden Be- 
träge abziehen: 

im Jahr der Fertigstellung und in den fol- 
genden 11 Jahren 

jeweils 3,5 vom Hundert, 

in den darauf folgenden 20 Jahren 

jeweils 2 vom Hundert, 

in den darauf folgenden 18 Jahren 

jeweils 1 vom Hundert 

der Herstellungskosten. Bei Gebäuden und 
Eigentumswohnungen, bei denen der Antrag 


auf Baugenehmigung nach dem 9. Oktober 
1962 gestellt worden ist und die zu mehr als 
66^73 vom Hundert Wohnzwecken dienen, 
gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
des 31. Dezember 1964 der 9. Oktober 1962 
tritt, wenn für die Gebäude oder Eigentums- 
wohnungen erhöhte Absetzungen nach § 7 b 
oder § 54 nicht zulässig sind." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6. 

2. § 7 b erhält die folgende Fassung: 

.§ 7 b 

Erhöhte Absetzungen für Einfamilienhäuser, 
Zweifamilienhäuser und Eigentumswohnungen 

(1) Bei Einfamilienhäusern, Zweifamilienhäu- 
sern und Eigentumswohnungen, bei denen der 
Antrag auf Baugenehmigung nach dem 31. De- 
zember 1964 gestellt worden ist und die zu mehr 
als 66“/.3 vom Hundert Wohnzwecken dienen, 
können abweichend von § 7 Abs. 4 und 5 im 
Jahr der Fertigstellung und in den sieben fol- 
genden Jahren jeweils bis zu 5 vom Hundert 
der Herstellungkosten abgesetzt werden. Nach 
Ablauf dieser acht Jahre sind als Absetzung für 
Abnutzung bis zur vollen Absetzung jährlich 
2,5 vom Hundert des Restwerts abzuziehen; § 7 
Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend, übersteigen die 
Herstellungskosten bei einem Einfamilienhaus 
oder einer Eigentumswohnung die Grenze von 
150 000 Deutsche Mark, bei einem Zweifamilien- 
haus die Grenze von 200 000 Deutsche Mark, so 
sind auf den übersteigenden Teil der Herstel- 
lungskosten die Vorschriften des § 7 Abs. 4 nicht 
anzuwenden. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten 
entsprechend für Herstellungskosten, die für 
Ausbauten und Erweiterungen an einem Ein- 
oder Zweifamilienhaus oder an einer Eigen- 
tumswohnung aufgewendet worden sind, wenn 
das Ein- oder Zweifamilienhaus oder die Eigen- 
tumswohnung vor dem 1. Januar 1964 fertig- 
gestellt worden ist. Weitere Voraussetzung ist, 
daß die ausgebauten oder neu hergestellten Ge- 
bäudeteile zu mehr als 80 vom Hundert Wohn- 
zwecken dienen. Nach Ablauf des Zeitraums, in 
dem nach Satz 1 erhöhte Absetzungen vorgenom- 
men werden können, ist der Restwert den An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten des Gebäu- 
des oder dem an deren Stelle tretenden Wert 
hinzuzurechnen; die weiteren Absetzungen für 
Abnutzung sind einheitlich für das gesamte Ge- 
bäude nach dem sich hiernach ergebenden Be- 
trag und dem für das Gebäude maßgebenden 
Hundersatz zu bemessen. 
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(3) Geht das Eigentum an einem Einfamilien- 
haus, einem Zweifamilienhaus oder einer Eigen- 
tumswohnung im Sinn des Absatzes 1 Satz 1 
innerhalb von acht Jahren nach der Fertigstei- i 
lung auf einen anderen über, so kann der j 
Rechtsnachfolger des Bauherrn (Ersterwerber) 
die erhöhten Absetzungen im Sinn des Absat- 
zes 1 vornehmen, soweit der Bauherr sie nicht 
geltend gemacht hat. Für den Ersterwerber tre- 
ten an die Stelle der Herstellungskosten die An- j 
schaffungskosten. Hat der Bauherr keine erhöh- I 
ten Absetzungen vorgenommen, so tritt für den ! 
Ersterwerber an die Stelle des Jahres der Fer- | 
tigstellung das Jahr des Ersterwerbs. Hat der j 
Bauherr erhöhte Absetzungen vorgenommen, so : 
kann der Ersterwerber sie vom Jahr des Erst- 
erwerbs an bis zum Ablauf des Zeitraums gel- 
tend machen, in dom für den Bauherrn ohne die 
Veräußerung erhöhte Absetzungen in Betracht 
gekommen wären; nach Ablauf dieses Zeitraums 
bemessen sich die Absetzungen für Abnutzung 
bis zum siebenten auf das Jahr des Ersterwerbs 
folgenden Jahr nach § 7 Abs. 4 und vom achten 
auf das Jahr des Ersterwerbs folgenden Jahr 
an nach Absatz 1 Satz 2. 

(4) Bei Einfamilienhäusern, Zweifamilienhäu- 
sern und Eigentumswohnungen im Sinn des Ab- 
satzes 1 Satz 1 kann der Bauherr erhöhte Ab- 
setzungen, die er im Jahr der Fertigstellung und | 
in den zwei folgenden Jahren nicht ausgenutzt 
hat, bis zum Ende des dritten auf das Jahr der | 
Fertigstellung folgenden Jahres nachholen. Da- 
bei können nachträgliche Herstellungskosten 
vom Jahr ihrer Entstehung an bei der Bemes- 
sung der erhöhten Absetzungen so berücksichtigt 
werden, als wären sie bereits im Jahr der Fer- 
tigstellung entstanden. Im Jahr der Fertigstel- 
lung und in den zwei folgenden Jahren sind je- 
doch mindestens die Absetzungen für Abnut- 
zung nach § 7 Abs. 4 vorzunehmen. Die Sätze 1 
bis 3 gelten entsprechend bei Ausbauten und Er- 
weiterungen im Sinn des Absatzes 2 und für 
den Ersterwerber im Sinn des Absatzes 3, für 
den Ersterwerber jedoch mit der Maßgabe, daß 
er auch die vom Bauherrn nicht ausgenutzten er- 
höhten Absetzungen nachholen kann. 

(5) Für die Anwendung der Absätze 1 bis 3 
sind zum Gebäude gehörende Garagen ohne 
Rücksicht auf ihre tatsächliche Nutzung als 
Wohnzwecken dienend zu behandeln, soweit in 
ihnen nicht mehr als ein Personenkraftwagen 
für jede in dein Gebäude befindliche Wohnung 
untergestellt werden kann. Räume für die Unter- 
stellung weiterer Kraftwagen sind stets als nicht 
Wohnzwecken dienend zu behandeln. 

(6) Erhöhte Absetzungen nach den Absät- 
zen 1 bis 3 kann der Steuerpflichtige nur für ein 
Einfamilienhaus oder für ein Zweifamilienhaus 
oder für eine Eigentumswohnung oder für den 
Ausbau oder die Erweiterung eines Ein- oder 
eines Zweifamilienhauses oder einer Eigentums- 
wohnung in Anspruch nehmen. Ehegatten, bei 
denen die Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 vor- 
liegen, können erhöhte Absetzungen nach den 


Absätzen 1 bis 3 für insgesamt zwei der in Satz 1 
bezeichneten Gebäude, Eigentumswohnungen, 
Ausbauten oder Erweiterungen geltend machen. 

(7) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 6 sind 
nur auf Gebäude und Eigentumswohnungen so- 
wie auf Ausbauten und Erweiterungen anzu- 
wenden, die vor dem 1. Januar 1975 fertiggestellt 
worden sind. 

(8) Bei Gebäuden sowie bei Zubauten, Aus- 
bauten und Umbauten, bei denen der Antrag auf 
Baugenehmigung vor dem 10. Oktober 1962 ge- 
stellt worden ist, sind die Vorschriften des § 7 b 
in den bisherigen Fassungen mit der Maßgabe 
weiter anzuwenden, daß für die vom Restwert 
vorzunehmenden Absetzungen für Abnutzung die 
Vorschriften des Absatzes 1 Satz 2 entsprechend 
gelten. Bei Gebäuden sowie bei Zubauten, Aus- 
bauten und Umbauten, die in Berlin (West) 
errichtet worden sind, gilt Satz 1 mit der Maß- 
gabe, daß an die Stelle des 10. Oktober 1962 der 
1. Januar 1965 tritt und daß auch die Vorschrift 
des § 53 Abs. 3 in der Fassung des Einkommen- 
steuergesetzes vom 15. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1253) weiter anzuwenden ist. Bei 
Gebäuden und Eigentumswohnungen, bei denen 
der Antrag aut Baugenehmigung nach dem 
9. Oktober 1962 und vor dem 1. Januar 1965 
gestellt worden ist und die nicht in Berlin (West) 
errichtet worden sind, sind die Vorschriften des 
§ 54 weiter anzuwenden." 

3. ln § 9 Ziff. 6 erhält der Klammerziisatz die fol- 
gende Fassung: 

„(§ 7 Abs. 1, 4, 5 und 6, §§ 7 b, 54)". 

4. In § 40 Abs. 1 Ziff. 5 werden die Worte „nach 
§ 7 b" durch die Worte „nach §§ 7 b, 54" ersetzt. 

5. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Ab- 
sätze 2 bis 4" durch die Worte „Absätze 2 
bis 5" ersetzt. 

b) Hinter Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 
eingefügt: 

„(4) Die Vorschriften des § 7 Abs. 4 und 5 
und des § 7 b Abs. 8 Sätze 1 und 2 sind erst- 
mals für Wirtschaftsjahre und Kalenderjahre 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
1964 enden. Für Gebäude und Eigentums- 
wohnungen, bei denen der Antrag auf Bau- 
genehmigung nach dem 9. Oktober 1962 ge- 
stellt worden ist und die zu mehr als 66-/3 vom 
Hundert Wohnzwecken dienen, tritt an die 
Stelle des 31. Dezember 1964 der 9. Okto- 
ber 1962, wenn für die Gebäude oder Eigen- 
tumswohnungen erhöhte Absetzungen nach 
§ 7 b und § 54 nicht zulässig sind." 

c) Die bisherigen Absätze 4 bis 12 werden Ab- 
sätze 5 bis 13. 
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6. § 53 Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Bei Gebäuden sowie bei Zubauten, Aus- 
bauten und Umbauten, die in Berlin (West) er- 
richtet worden sind und bei denen der Antrag 
auf Baugenehmigung nach dem 31. Dezember 
1964 gestellt worden ist, sind die Vorschriften 
des § 7 b in der Fassung des Einkommensteuer- 
gesetzes vom 15. August 1961 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 1253) mit der Maßgabe weiter anzuwenden, 
daß auf Antrag im Jahr der Fertigstellung und in 
dem darauffolgenden Jahr jeweils bis zu 10 vom 
Hundert, ferner in den darauffolgenden zehn 
Jahren jeweils bis zu 3 vom Hundert der An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten abgesetzt 
werden können. Nach Ablauf dieser zehn Jahre 
sind als Absetzung für Abnutzung bis zur vollen 
Absetzung jährlich 2,5 vom Hundert des Rest- 
werts abzuziehen. § 7 Abs. 4 Satz 2 gilt ent- 
sprechend." 

7. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) ln der Überschrift werden die Worte „vor 
dem 1. Juli 1964" durch die Worte „vor dem 
1. Januar 1965" ersetzt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Worte „vor dem 
1. Juli 1964" durch die Worte „vor dem 
1. Januar 1965" ersetzt. 

bb) Satz 3 erhält die folgende Fassung: 

„Nach Ablauf dieser acht Jahre sind als 
Absetzung für Abnutzung bis zur vol- 
len Absetzung jährlich 2,5 vom Hundert 
des Restwerts abzuziehen; § 7 Abs. 4 
Satz 2 gilt entsprechend." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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